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TAGESORDNUNG 

Öffentliche Sitzung 

 
TOP  1 Fortschreibung der Rahmenleistungsbeschreibung der Psychosozialen 

Suchtberatungsstellen zum 01.01.2026 
  

TOP  2 Kreativladen „Rote Katze" - Ende der zunächst auf drei Jahre befristeten 
Förderung 

  

TOP  3 Verlängerung der Richtlinie zur Förderung ambulanter Krebsberatungsstel-
len in Bayern 

  

TOP  4 Bericht über den Trägerwechsel in der Leitstelle des Krisendienstes Ober-
franken 

  

TOP  5 Sachstand zum Schulbegleiter-Pooling in Oberfranken 
  

TOP  6 Versorgung von Kindern und Jugendlichen mit besonders herausfordern-
den Verhaltensweisen 

  

TOP  7 Institutionelle Förderung für das Haushaltsjahr 2026 
  



 

Herr BTP Henry Schramm eröffnet um 10:00 Uhr die Sitzung des Ausschusses für 
Soziales. Er begrüßt die Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Ladung und 
Beschlussfähigkeit fest. Einwände gegen die Tagesordnung werden nicht erhoben. 

Während der Sitzung wird die Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für So-
ziales vom 16.10.2024 in Umlauf gegeben. Einwendungen hiergegen werden während 
der Sitzung nicht erhoben. Die Niederschrift gilt damit als genehmigt. 

Öffentliche Sitzung 

 
TOP  1 Fortschreibung der Rahmenleistungsbeschreibung der Psychosozia-

len Suchtberatungsstellen zum 01.01.2026 
 

 Auf die schriftlich übersandte Sitzungsvorlage wird verwiesen. 
 
Herr BTP Schramm informiert über den Sachverhalt. 
 
Seit der letzten Anpassung der Rahmenleistungsbeschreibung im Jahr 2019 
fanden diverse Entwicklungen in der Arbeit der Suchtberatung statt, ebenso 
wie in den Fördermöglichkeiten. Eine gemeinsame Arbeitsgruppe mit Ver-
tretern der Bezirke und der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege in Bayern hat die Rahmenleistungsbeschreibung überarbeitet 
und um die neu hinzugetretenen Thematiken ergänzt.   
 
Vor allem wurden folgende Kernpunkte angepasst: 
 
Die Möglichkeit durch die Plattform DigiSucht Suchtberatung auch digital 
anzubieten hat Auswirkungen auf die Themenfelder Erreichbarkeit, Arbeits-
weise, Qualitätssicherung und der Nettojahresarbeitszeit d. h. direkte Leis-
tungen an dem Menschen, welche entsprechend angepasst wurde. 
 
Des Weiteren wird der Einsatz studentischer Hilfskräfte in der Beschreibung 
ebenso berücksichtigt wie die der Genesungsbegleiter und sonstigen Fach-
kräfte. Darüber hinaus wurde die Aufteilung der Leitungsfunktion in begrün-
deten Fällen ermöglicht.  
 
Neu aufgenommen wurden auch ein Gewaltschutzkonzept und die Pflicht 
zur Meldung besonderer Vorkommnisse, ebenso die Jugendsuchtberatung 
und Naloxonschulungen.  
 
In seiner Sitzung am 24.09.2025 befasste sich der Planungs- und Koordi-
nierungsausschuss für den Regierungsbezirk Oberfranken mit der Thematik 
und fasste folgenden einstimmigen Beschluss: 
 
„Der Planungs- und Koordinierungsausschuss empfiehlt dem Ausschuss für 
Soziales des Bezirkstags von Oberfranken zu beschließen, dass die zum 
01.01.2026 revidierte Fassung der Rahmenleistungsbeschreibung der Psy-
chosozialen Suchtberatungsstellen für die oberfränkischen Suchtberatungs-
stellen angewandt wird.“ 
 



 

 
 Beschluss: 

 
Der Ausschuss für Soziales des Bezirkstags von Oberfranken beschließt die 

Anwendung der zum 01.01.2026 revidierten Fassung der Rahmenleistungs-

beschreibung der Psychosozialen Suchtberatungsstellen für die oberfränki-

schen Suchtberatungsstellen. 

 
 Abstimmungsergebnis: 

 
Anwesend 9 

Stimmberechtigt 9 

Ja-Stimmen 9 

Nein-Stimmen - 

Bei der Abstimmung fehlte: - 

 
 

TOP  2 Kreativladen „Rote Katze" - Ende der zunächst auf drei Jahre befriste-
ten Förderung 
 

 Auf die schriftlich übersandte Sitzungsvorlage wird verwiesen. 
 
Herr BTP Schramm informiert über den Sachverhalt. 
 
Der gemeinnützige Verein „Rote Katze“ ging aus der Arbeit des Sozialpsy-
chiatrischen Dienstes Bayreuth hervor. In einem niedrigschwellig zugängli-
chen Kreativladen können Menschen mit chronisch verlaufenden psychi-
schen Erkrankungen künstlerisch tätig werden. 
 
Die auf drei Jahre befristete Förderung endet zum 31.12.2025, so dass der 
Ausschuss für Soziales über eine dauerhafte Förderung zu entscheiden hat. 
  
Der Bezirk Oberfranken hat den zurückliegenden dreijährigen Zeitraum be-
wertet.  
 
Der Kreativladen „Rote Katze“ stellt seit vielen Jahren – bereits weit vor Be-
ginn der bezirklichen Förderung und auch vor Gründung des gemeinnützigen 
Vereins – ein etabliertes Angebot in der Versorgungslandschaft für psy-
chisch erkrankte Menschen dar.  
 
Durch die Beendigung der bezirklichen Finanzierung würde eine Versor-
gungslücke geschaffen, verbunden mit einer zu erwartenden Verschlechte-
rung des Gesundheitszustandes der Betroffenen und strukturell zu einer 
Mehrbelastung des Versorgungssystems an anderer Stelle. 
 
 
 



 

 
 Beschluss: 

 
1. Der Ausschuss für Soziales des Bezirkstags von Oberfranken beschließt 

die Fortführung der Förderung des Kreativladens „Rote Katze“ ab dem 

01.01.2026 im Umfang von 0,5 Fachkraftstellen sowie den entsprechen-

den Verwaltungs- und Sachkostenanteilen im Rahmen der haushalts-

rechtlichen Möglichkeiten. 

 

2. Die Förderung erfolgt analog der Richtlinien des Bezirks Oberfranken zur 

Förderung der Sozialpsychiatrischen Diente. Die Förderung der „Roten 

Katze“ erfolgt nicht unbegrenzt. Vielmehr hat der Ausschuss für Soziales 

jedes Mal, wenn über die Fortführung der genannten Förderrichtlinien zu 

entscheiden ist, auch über die Fortführung der Förderung der „Roten 

Katze“ neu zu entscheiden. 

 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend 9 

Stimmberechtigt 9 

Ja-Stimmen 9 

Nein-Stimmen - 

Bei der Abstimmung fehlte: - 

 
 

TOP  3 Verlängerung der Richtlinie zur Förderung ambulanter Krebsbera-
tungsstellen in Bayern 
 

 Auf die schriftlich übersandte Sitzungsvorlage wird verwiesen. 
 
Herr Neumüller informiert über den Sachverhalt. 
 
Die psychosozialen Krebsberatungsstellen wurden über viele Jahre von den 
bayerischen Bezirken im Rahmen der überregionalen offenen Behinderten-
arbeit gefördert. Im Jahr 2023 erfolgte eine Umstrukturierung des Förderwe-
sens der psychosozialen Krebsberatungsstellen. Entsprechend der Empfeh-
lungen des nationalen Krebsplanes werden seitdem die Krebsberatungsstel-
len wie folgt gefördert: 
 
 

Gesetzliche und private Krankenversicherer (GKV) 80 % 

Länder und Kommunen 15 % 

Träger der Krebsberatungsstellen (Eigenmittel)   5 % 



 

 
 
Der Ausschuss für Soziales beauftragte mit Beschluss vom 20.10.2021 die 
Verwaltung zusammen mit den weiteren bayerischen Bezirken und dem 
Bayerischen Ministerium für Familie, Arbeit und Soziales einen Vorschlag 
zur gemeinsamen Finanzierung des Finanzierungsanteils von 15 % von Frei-
staat und Kommunen zu erarbeiten. 
 
Im Ergebnis wurde die „Richtlinie zur Förderung ambulanter Krebsbera-
tungsstellen in Bayern“ (im Folgenden: Förderrichtlinie) ausgearbeitet und 
deren Anwendung vom Ausschuss für Soziales in seiner Sitzung am 
19.10.2022 beschlossen. Im Wesentlichen besagt die Richtlinie, dass der 
Freistaat und die Bezirke den Finanzierungsanteil jeweils zur Hälfte – somit 
7,5 % der Gesamtfördersumme – tragen. Federführend wird seitdem das 
Förderverfahren beim ZBFS für den Freistaat Bayern durchgeführt und mit 
entsprechender Bevollmächtigung auch für die bayerischen Bezirke. 
 
Da die Förderrichtlinie zum 31.12.2025 außer Kraft treten wird, ist eine er-
neute Beschlussfassung des Ausschusses für Soziales für die Verlängerung 
bis zum 31.12.2028 nötig. 
 
Von Seiten der Verwaltung wird festgestellt, dass sich die Förderrichtlinie seit 
ihrem Inkrafttreten bewährt hat. Das Förderverfahren gestaltet sich einfach 
und unbürokratisch und die bezirklichen Kosten liegen deutlich unter denen 
des vorherigen Models. Inhaltlich sieht der neue Richtlinienentwurf neben 
der Laufzeit keinerlei Änderungen vor. 
 
Von staatlicher Seite liegen bereits die benötigten Zustimmungen des 
Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales, des Staatsministeriums 
der Finanzen und für Heimat und des Bayerischen Obersten Rechnungshofs 
für die Verlängerung der Richtlinie ab dem 01.01.2026 bis zum 31.12.2028 
vor. 
 
 

 Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Soziales des Bezirkstags Oberfranken stimmt der Verlän-
gerung der „Richtlinie zur Förderung ambulanter Krebsberatungsstellen in 
Bayern“ für den Zeitraum vom 01.01.2026 bis zum 31.12.2028 zu.  
 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend 9 

Stimmberechtigt 9 

Ja-Stimmen 9 

Nein-Stimmen - 

Bei der Abstimmung fehlte: - 



 

 
 

TOP  4 Bericht über den Trägerwechsel in der Leitstelle des Krisendienstes 
Oberfranken 
 

 Auf die schriftlich übersandte Sitzungsvorlage wird verwiesen. 
 
Herr Neumüller informiert über den Sachverhalt. 

 
Aufgrund der fristgerechten Kündigung des Dienstleistungsvertrages von Dr. 
Loew Soziale Dienstleistungen Krisendienst gGmbH zum Ablauf des 
31.03.2026 benötigt der Bezirk einen neuen Dienstleister für den Betrieb der 
Leitstelle.  
 
In seiner Sitzung vom 16.07.2025 beauftragte der Bezirksausschuss des Be-
zirkstags von Oberfranken die Verwaltung mit der Durchführung eines offe-
nen Verfahrens nach §15 Vergabeverordnung zur Gewinnung eines neuen 
Dienstleisters für den Betrieb der Leitstelle des Krisendienstes.  
 
Die Veröffentlichung der Auftragsbekanntmachung erfolgte am 19.09.2025 
auf der für diese Zwecke vorgesehenen Homepage des Amtes für Veröffent-
lichungen der Europäischen Union. Die Frist zur Abgabe von Angeboten en-
det am 24.10.2025. 
 
Parallel steht die Verwaltung im Austausch mit dem StMGP was den Träger-
wechsel angeht. Überdies wandte sich Herr Bezirkstagspräsident Henry 
Schramm an Frau Staatministerin Judith Gerlach um auf staatlicher Seite 
bessere Rahmenbedingungen zu erwirken. 
 
 

 Beschluss: 
 
Der Sachstandsbericht wird zur Kenntnis genommen. 

 
  
TOP  5 Sachstand zum Schulbegleiter-Pooling in Oberfranken 

 
 Auf die schriftlich übersandte Sitzungsvorlage wird verwiesen. 

 
Herr BTP Schramm informiert über den Sachverhalt. 

 
Schulbegleitung ist eine Hilfeleistung für Personen mit einer geistigen/kör-
perlichen Behinderung oder Mehrfachbehinderung, die vorübergehend oder 
auf Dauer zum Schulbesuch, insbesondere im Rahmen der Schulpflicht ein-
schließlich der Vorbereitung hierzu einer Unterstützung, die nicht durch den 
Schulaufwandsträger abgedeckt werden kann, bedürfen und bei denen 
durch diese Maßnahme die Ziele der Eingliederungshilfe erreicht werden (§ 
112 Absatz 1 Ziffer 1 SGB IX). 
 



 

Das "Pooling" bei Schulbegleitern ist ein Modell, bei dem nicht einem einzel-
nen Kind ein Schulbegleiter zugeordnet wird, sondern bei dem der Schule 
eine feste Gruppe von Schulbegleitern zur Verfügung steht, die dann flexibel 
nach Bedarf eingesetzt wird. Ziel ist eine effizientere und kostengünstigere 
Organisation der Unterstützung, die es ermöglicht, Synergien zu schaffen. 
Ziel ist damit eine Reduzierung der 1-zu-1-Begleitung. Vorteile können auch 
bei krankheitsbedingtem Ausfall des Schulbegleiters oder der begleiteten 
Person entstehen. 
 
Der Bezirk Oberfranken prüft aktuell den Mehrwert der Einführung des Poo-
lingmodells in Oberfranken. Im Februar 2025 wurde eine Unterarbeitsgruppe 
der Bezirkskommission Eingliederungshilfe gegründet, die unter anderem 
die Aufgabe hat, über die Leistungserbringer die Anzahl der Schulbegleiter 
in den einzelnen Klassen der oberfränkischen Förderzentren mit dem För-
derschwerpunkt geistige Entwicklung zu ermitteln.   
 
Aktuell (Stand 13.10.2025) ist der Rücklauf der Daten noch nicht vollständig 
abgeschlossen. Nach deren Auswertung soll entschieden werden, ob das 
Pooling auch in Oberfranken eine ressourcenschonende Maßnahme dar-
stellt und in einem Modell erprobt werden soll.  
 
Zu bedenken ist hierbei, dass in Oberfranken im Gegensatz zu anderen Be-
zirken bereits seit Jahren bei jeder einzelnen Bewilligung geprüft wurde, ob 
sich Synergien nutzen lassen, indem eine Kombination mit einer anderen in 
der Klasse anwesenden Schulbegleitung gebildet wird. Dadurch existieren 
in Oberfranken gegenwärtig keine überproportional hohen Schulbegleiter-
zahlen.  
 
Von nennenswerten Einsparpotenzialen an anderen Schularten geht die So-
zialverwaltung zunächst nicht aus, da die Anzahl an Leistungsberechtigten 
dort vermutlich nicht ausreicht. 
 

 Beschluss: 
 
Der Sachbericht wird zur Kenntnis genommen. 
 

  
TOP  6 Versorgung von Kindern und Jugendlichen mit besonders herausfor-

dernden Verhaltensweisen 
 

 Auf die schriftlich übersandte Sitzungsvorlage wird verwiesen. 
 
Herr BTP Schramm informiert über den Sachverhalt. 

 
Im Rahmen der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit geistigen 
und körperlichen Behinderungen ist der Bezirk Oberfranken auch für Men-
schen zuständig, die das Hilfesystem vor besondere Herausforderungen 
stellen. Als „besonders herausforderndes Verhalten“ gelten vornehmlich er-
hebliche Fremdgefährdung in Form von Gewaltanwendung, sexualisierte 
Gewalt, fremdverletzende Verhaltensweisen, massives Drohen und 



 

andersartiges grenzüberschreitendes Verhalten gegenüber Dritten sowie 
massive Selbstgefährdung, z.B. durch wiederholte Suizidversuche. Teil-
weise handelt es sich um Personen mit langen Aufenthalten in der Kinder- 
und Jugendpsychiatrie der GeBO. 
 
Für diesen eng begrenzten Personenkreis muss in den Fällen, in denen die 
Einrichtung während eines stationären Aufenthalts den Heimplatz kündigt 
und die Person nicht wieder aufnimmt, oder in denen die (Pflege-)Eltern an 
ihre Grenzen geraten, ein (neuer) Heimplatz gefunden werden, oft nicht ohne 
eine vorgeschaltete Inobhutnahme durch das örtliche Jugendamt. Geeignete 
Wohnformen sind trotz intensiver Bemühungen des SMD deutschlandweit 
nicht zu finden. In Oberfranken wurde die letzte Wohngruppe für diesen Per-
sonenkreis im Jahr 2024 geschlossen.  
 
Die Bemühungen der Sozialverwaltung, im Rahmen mehrerer Einladungen 
an Einrichtungsträger der Eingliederungshilfe und der Jugendhilfe diese zur 
Schaffung neuer Plätze zu motivieren, sind trotz teilweise erfolgversprechen-
der Rückmeldungen letztendlich am mangelnden Willen, sich in der aktuellen 
Phase mit diesem Klientel auseinanderzusetzen, aber auch am Personal-
mangel gescheitert. Die Sozialverwaltung konnte den Versorgungsauftrag 
des Bezirks deshalb nur durch die Schaffung ambulanter Einzelbetreuungs-
maßnahmen unter Einbeziehung von Securityfirmen erfüllen. 
 
Aktuell (Stand 13.10.2025) befinden sich in der Zuständigkeit des Bezirks 
Oberfranken neun Kinder und Jugendliche, für die jeweils individuelle Set-
tings mithilfe von Securityfirmen geschaffen wurden. Fünf dieser Personen 
benötigen aufgrund ihrer individuellen Problematik und der Aufsichtspflicht 
für Minderjährige die Begleitung durch einen Security-Mitarbeiter täglich an 
24 Stunden. Vier dieser Personen sind in (Personal-)Wohnungen der GeBO 
untergebracht. Daneben werden pädagogische Fachkräfte in unterschiedli-
chem, oft aber sehr hohem Umfang benötigt bzw. im Einzelfall sogar eine 
zweite Securitykraft. Meist sind die Personen zudem nicht gruppenfähig und 
müssen dauerhaft in einem Einzelsetting, perspektivisch bestenfalls mit ei-
ner weiteren Person gemeinsam, versorgt werden, weshalb auf Dauer auch 
die Anschlussversorgung geklärt werden muss.  
  
Die jährlichen Gesamtkosten dieser Fälle werden auf mehrere Millionen Euro 
geschätzt, Tendenz steigend. Zudem ist aufgrund der aktuellen Rückmel-
dungen davon auszugehen, dass innerhalb kürzester Zeit weitere Personen 
hinzukommen werden.   
 
Um den gesetzlichen Versorgungsauftrag erfüllen zu können, ist angedacht, 
die Bestandsgebäude der H-Station nach dem Umzug der Bewohner in die 
neuen Gebäude für den oben genannten Personenkreis umzunutzen.  
 
 

 Beschluss: 
 
Der Sachbericht wird zur Kenntnis genommen. 
 



 

  
TOP  7 Institutionelle Förderung für das Haushaltsjahr 2026 

 
 Auf die schriftlich übersandte Sitzungsvorlage wird verwiesen. 

 
Herr Neumüller informiert über den Sachverhalt. 
  
Die Lebenshilfe für Menschen mit Behinderung Stadt und Lankreis Hof e. V. 
plant im Walburgerweg 19 in Hof einen Neubau mit 24 Wohnplätzen für Men-
schen mit geistiger und teilweise mehrfacher Behinderung zu errichten. Da-
bei sind 12 Wohnplätze für Werkstattgänger, 6 Plätze für Förderstättengän-
ger und 6 Plätze für ältere Menschen mit dem Bedarf nach integrierter Ta-
gesstruktur vorgesehen. Die Förderung vom Bezirk beträgt insgesamt 
623.000,00 €. 
 
Die Modernisierung der Werkstätten St. Josef mit 140 Plätzen für Menschen 
mit Behinderung in Burgkunstadt (Werkstätten St. Josef Burgkunstadt 
gGmbH) soll mit fast 390.000,00 € vom Bezirk gefördert werden.  
 
 

 Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Soziales des Bezirkstags von Oberfranken empfiehlt dem 

Bezirkstag die dargestellten Projekte im genannten Umfang zu fördern und 

im Haushaltsjahr 2026 für die institutionelle Förderung von Behindertenein-

richtungen in Oberfranken  

274.965,00 € 

Bereitzustellen und die Projekte wie folgt zu bezuschussen: 

Besondere Wohnformen für Menschen mit 
Behinderung und Förderstätte in Hof, Wal-
burgerweg 19 

 
150.000,00 € 

Modernisierung der Werkstätten St. Josef mit 
140 Plätzen für Menschen mit Behinderung 
in Burgkunstadt 

 
124.965,00 € 

Gesamt 274.965,00 € 

 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Anwesend 9 

Stimmberechtigt 9 

Ja-Stimmen 9 

Nein-Stimmen - 

Bei der Abstimmung fehlte: - 

 



 

 
 

Ende der Sitzung:  11:15 Uhr 

 

gez. BTP Henry Schramm    gez. Norbert Neumüller 

-----------------------------------    -------------------------------- 

Vorsitzender      Schriftführung 

 


